
 
Treffen der EU-Ministerinnen und -Minister in Brüssel. Foto: © Europäische Union.  

 

 EU-Minister fordern:  
Rahmenabkommen muss Lohnschutz in der Schweiz verschlechtern  

SGB-Reaktion auf den Bericht der EU-Minister zur Schweiz.  

Die Europäische Union entlarvt die Beschönigungsversuche von Bundesrat Cassis zum Rahmenabkommen. 
Der Schweizer Lohnschutz müsse runter, verlangen die EU-Minister unmissverständlich in ihren 
„Schlussfolgerungen“ zum Verhältnis zur Schweiz. Die Schweiz müsse die Flankierenden Massnamen FlaM 
aufheben oder so anpassen, dass sie „im Einklang mit den EU-Grundsätzen von Verhältnismäßigkeit und 
Nichtdiskriminierung“ stehen würden.  

Damit ist klar: Bei der Annahme des Rahmenabkommens von Bundesrat Cassis käme der Schweizer 
Lohnschutz massiv unter Druck. Die im Abkommen vorgesehene Übernahme der EU-Rechtsgrundlagen und 
die Unterstellung der FlaM unter die EuGH-Rechtssprechung würden nicht nur dazu führen, dass die 
Schweiz einen Teil der FlaM abschaffen müsste. Sondern neu würden auch die EU-Firmen oder die EU-
Behörden erfolgreich gegen Teile der Schweizer FlaM klagen können. Das Schweizer Kontroll- und 
Sanktionsdispositiv wäre in Gefahr.  

Diese ungeschminkte Wahrheit steht in klarem Widerspruch zu den irreführenden Beschönigungen des 
Departementes Cassis und des Seco, welche den drohenden Abbau bei den FlaM als „gleiches 
Schutzniveau“ zurecht zu biegen versuchten. Die Aussagen der EU-Minister widerlegen auch die 
Einschätzung des Schweizerischen Arbeitgeberverbands, der behauptet, dass mit „einzelnen 
Präzisierungen“ zu den Flankierenden Massnahmen eine „tragfähige Lösung“ beim Rahmenabkommen 
möglich sei.  

Die Kritik der EU-Minister an den Schweizer FlaM ist aus der Luft gegriffen. Der Marktzugang für EU-Firmen 
ist voll gewährleistet. In keinem anderen Land in Europa sind gemessen an der Wohnbevölkerung so viele 
Entsandte tätig wie in der Schweiz. Das Freizügigkeitsabkommen verlangt zudem, dass die EU-Bürger in der 
Schweiz nicht diskriminiert werden („gleiche Lebens-, Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen wie für 
Inländer“; Art. 1d). Das funktioniert aber nur dank dem starken Lohnschutz.  

Die Gewerkschaften werden alle Abbauversuche bei den FlaM bekämpfen. In der Schweiz müssen 
Schweizer Löhne bezahlt werden. Die FlaM müssen eine rote Linie bei den Verhandlungen über das 
Rahmenabkommen bleiben.  

Daniel Lampart.  
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